
Eundessozialgericht

— 5 RKn 20/75 —

Verkündet am
29„ Jan° 1975

Amtsinspcktor
als Urkundsbeamter
der Ceschäftsstelle

I m N a m e n d e s V o l k e s

U_r t e i l

in dem ReehtsStreit

Kläger und Revisionskläger,

—Prozeßbevollmächtigte: ‚.............‚.‚....—

8hegen

ooono° ooooooo voocouoo.-.nonoonooano oooooooooo ,

Beklagte und‚Revisionsbel-clagte°

Der.5° Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 29° Januar 1975 durch

den Vorsitzenden Richter Dr[: D a p p r i c h

und die Richter S c h r 6 d e r und

R a u s c h e r
}

sowie die ehrenamtlichen Richter
J a k u b o w 8 k i und Dr° B o n g a r d t

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des

Landessozialgeriehts für das Land Nordrhein—

Westfalen vom 500 Januar 4975 wird zurückgewiesen„

Die Beteiligten haben einander außergerichtliche

Kosten nicht zu erstatten°
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Die Beteiligten streiten darüber, ob die Beklagte berechtigt

ist, vom Kläger einen Betrag von 5„165;60 DM in Raten zurück—

zufordern, den sie gemäß 5 154 Abs. 2 des Sozialgerichts—

gesetzes (SSG) aufgrund eines nicht rechtskräftig gewordenen

erstinstanzlichen Urteils gezahlt hatte°

Die Beklagte hat mit Bescheid vom 26° Oktober 1965 die dem

Kläger gewährte Gesamtleistung wegen Berufsunfähigk0it (EU)

mit Wirkung vom 1. Dezember 1965 entzOgen. Das Sozialgericht
(SG) hat diesen und den ihn bestätigenden Widerspruehs—

bescheid mit Urteil von 26° Mai 1966 aufgehoben° Von diesem

Tage an hat die Beklagte gemäß 5 154 Abs„ 2 SGG die Gesamt—

V
leistung wegen BU weitergezahlt° Während des Berufungsver—

fehrens haben die-Beteiligten am 25} Juli 1967 einen Ver—
gleich folgenden Inhalts geschlossen:

"1° Die Beklagte ist bereit, dem Kläger ab Entziehung der
Rentenleistung, d.h° ab 1° Dezember 1965, Bergmanns—

rente wegen verminderter bergmännischer Berufsfähigkeit

nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen zu gewähren;

2° der Kläger ist damit einverstanden und verzichtet auf

weitergehende Ansprüche;

5° die Beteiligten erklären übereinstimmend, daß mit

vorstehendem Vergleich das anhängige Berufungsverfahren

seine Erledigung gefunden hat„"

In Ausführung dieses Vergleichs hat die Beklagte mit Bescheid

von 35; August 1967 die Bergmannsrente für die Zeit vom
1° Dezember 1965 an festgestellt. Die Zahlung der Gesamt»
leistung wegen EU hat sie mit dem 50„ September 1967 ein—
gestellte Sie hat den Kläger mit Schreiben vom 30" AugUSt 1967
darauf hingeniescn, daß sie in der Zeit vom 26° Mai 1966 bis

\.)
l

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 5 „,

Zum Bo. September 4967 Rentenbeträge in Höhe von
5;465,60 DM zu Unrecht gezahlt habe; sie hat den Kläger

zur Mitteilung aufgefordert, auf welche Weise er den

Schuldbetrag zu tilgen gedenke° Die Beklagte hat dann mit

Bescheid vom 5° Juni 4968 festgestellt, daß sie Rentenbe—

träge von 5,465,6o DM zuviel gezahlt habe, Sie hat jedoch‘

angenommen, daß eine Rückforderung zur Zeit ausgeschlossen
‚sei, weil sie bei einem monatlichen Einkommen des Klägers

von 556‚— DM wirtschaftlich nicht vertretbar sei° Die
Beklagte hat darauf hingewiesen, daß der Kläger bei einer

Besserung seiner wirtschaftlichen Situation mit der Rück—
forderung rechnen müsse° Der Widerspruch des Klägers blieb

ohne Erfolg° Das SG hat den Bescheid der Beklagten vom

5.. Juni 4968 und den ihn bestätigenden Widerspruchsbe—
scheid mit Urteil vom 24. April 4969 aufgehoben, weil die

Beklagte unabhängig von der wirtschaftlichen Situation
“des Klägers keinen Rückdederungsenspruch habe, las

Landessozialgerieht (LSG) hat die Berufung der Beklagten

mit Urteil vom 25° August 4970 zurückgewiesen„ Es hat
‚angenommen, die Beklagte hätte einen Rückforderungs—x

theseheid überhaupt nicht erlassen dürfen, weil sie selbst

davon ausgegangen sei, die Rückforderung sei wirtschaft—
lich nicht vertretbar„ Ihre Auffassung, ihr sei nicht ver—
‘wehrt,-über den Rückforderungsanspruch zu einem späteren

Zeitpunkt zu befinden, könne nicht gebiiiigt werden, denn
die wirtschaftlichen Verhältnisse seien schon bei der

Entscheidung über die Rückforderung zu berücksichtigen°

Da es auf den Zeitpunkt des Erlasses des Verwaltungsakts

ankomme, könne es dahingestellt bleiben, ob die wirtschaft“

liche Situation des Klägers sich bis zur gerichtlichen
Entscheidung verbessert habe° Dieses Urteil ist rechts—'

kräftig geworden,
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Die Beklagte fordert mit Bescheid vom 46. Oktober 4970

vom Kläger den Betrag von 5„465‚60 DM zurück, weil die
Rückforderung bei einem monatlichen Einkommen des Klägers

von 45572,70 Mi nunmehr wirtschaftlich vertretbar sei°

Sie hat den Kläger um Mitteilung, in welcher Höhe er
monatliche Rückzahlungen leisten wolle° Der WiderspruCh

des Klägers blieb ohne Erfolg.

Das SG hat den Bescheid der Beklagten vom 46° Oktober 4970

und den ihn bestätigenden WiderspruChsbeseheid mit Urteil

von 48° November 4974 aufgehoben„ Das LSG hatam 50° Januar

4975 unter Aufhebung dieses Urteils die Klage abgewiesen°

Zur Begründung hat es im wesentlichen ausgeführt, die
Rechtskraft des früheren Berufungsurteils vom 25° August
4970 stehe einer erneuten Verwaltungsentscheidung über die

Rückforderung der überzahlten Rentenbeträge nicht entgegen‚

denn der RückforderungsbcschGid vom 5° Juni 4968 und der ihn
bestütigcnde Widerspruchsbescheid sei lediglich deshalb auf—

gehoben worden, weil die Rückforderung zur damaligen Zeit
wirtschaftlich nicht vertretbar gewesen sei° Die Beklagte

‚sei nunmehr zur Rückforderung berechtigt° Die zurückgefordcrten
'Rehtehbeträge seien ohne Verschulden des Versicherungsträgcrs

‚zuviel gezahlt worden. Der Kläger hätte wissen müssen, daß ihm

„ die Gesamtleistung wegen BU vom Zeitpunkt der Verkündung des
„erstinstanzlichen Urteils an noch nicht endgültig zugestanden

habe. Ein guter Glaube an seine Berechtigung hätte sich daher

noch nichtgbilden können° Die von der Beklagten in der münd—
licheanerhandlung konkretisierte Ratenforderung von monatlich

50,— LM sei bei einem monatlichen Einkommen des Klägers von
4.572,70 DM wirtschaftlich auch vertretbar°

Der Kläger hat dieses Urteil mit der
- vom LSG zugelassenen —

Revision angefochtena Er ist der Ansicht, die Beklagte habe
keinen Rückforderungsanspruch° Der am 25° Juli 4967 geschlossene

Vergleich habe.den Rechtsstreit vollständig erledigt° Da er

_5..
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keine Bestimmung über die Rückforderung der bis dahin

gezahlten Gesamtleistung wegen BU enthalte, müsse davon aus—

gegangen werdcn, daß ein solcher Rückforderungsansprueh

nicht erhoben werden sollte„ Da die Beteiligten im Vergleieh

beuußt_eine Regelung über diesen rechtserhebliehen funkt

unterlassen hätten, seien sie sich also einig gewesen9 daß

mit dem Vergleich das voraufgegangene Verfahren einschließ—

lich der Rückforderung vollständig abgeschlossen sein

sOllte„ Im übrigen stehe das rechtskräftige Urteil des LSG
Vom 25„ August 4970 der Rückforderung entgegen°

Der Kläger beantragt,

unter Aufhebung der angefochtenen Entscheidung
die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des
SG Dortmund vom 48„ November 1974 zurückzuneiseno

Die Beklagte beantragt,

dinRevision des Klägers zurückzuweisen°

Sie hält das angefochtene Urteil im Ergebnis und in der

Begründungfür richtig und ist der Ansicht‚ die Revisiondes
Klägers sei unbegründet° Die Beklagte ;trägt zusätzlich vor‚

aus dem Vergleich vom 250 Juli 4967 ergebe sich nicht; daß
ein Rückforderungaan5pruch ausgeschlossen sein sollte;

Gegenstand des Verfahrens sei die Entiiehung der Gesamt;

leistung wegen BU und nicht der Rückforderungsansprußh ge—

wesen„ Folglich habe der Rückforderungsänspruch gggh nicht

Gegenstand des Vergleichs sein können°

II

Die zulässige Revisien des Klägers hat keinen Erfolg°
Das LSG hat mit Recht das der Klage stattgebende Urteil

des SG geändert und die Klage abgewiesen„ Der Rückforderungs»

—'6 _
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bescheid der Beklagten vom 46° Oktober 4970 und der ihn

bestätigende Widerspruchsbescheid vom 8. Februar 4974 sind

rechtmäßig. Die Beklagte ist berechtigt, vom Kläger den

Betrag von 5.465,60 IM in Raten zurückzufordern.

fer erkennende Senat hat bereits entschieden, daß die auf»

grund eines nicht rechtskräftig gewordenen Urteils nach

5 454 Abs. 2 SGG gezahlten Rentenbeträge zu Unrecht gezahlte

Leistungen sind, die der Versicherungsträger nach 5 95 Abs° 2

des Reichsknappschaftsgesetzes (EKG) zurückfordarn kann‚ wenn

dies regen der wirtschaftlichen Verhältnisse des’Empfängers

vert1etbar ist (vgl. SozR Nr. 48 zu 5 4504 RVG). Nach dieser
Entscheidung kommt es dabei auf das Niehtversehulden des

Versicheruhg3trägers und auf das Wissenmüssen des Empfängers

von der mangelnden Empfangsbereehtigung nicht an. Dem Kläger

ist die Rückzahlung der zuviel gezahlten Leistungen auch,

wirtschaftlich zumutbar. Zwar kann er den Betrag von 5.465,60 LM

nicht in einer Summe zurückzahlen. Die Rückforderung einer
Überzahlung ist aber auch dann unter Berücksichtigung der wirt—

schaftlichen Verhältnisse des Empfängers vertretbar, wenn der
Empfänger die zuviel gezahlte Leistung zwar nicht in einer

Summe, wohl aber in angemessenen monatlichen Raten Zurück-

zahlen kann (vgl. Urteil des erkennenden Senats in SozR Nr. 48

zu S 4504 RVG)° Die Beklagte hat die Rückforderung bereits im

angefochtenen Bescheid nicht in einer Summe geltend gemacht,

Sendern dem Kläger Ratenzahlungen eingeräumt, die sie in der
nänetrenon Verhandlung vor dem LSG mit monatlich 50‚— IM
konkretisiert hat. Diese Ratenzahlungen sind, da der Kläger

nur für den eigenen und den Unterhalt seiner Ehefrau aufzu—

konnen hat, bei einem monatlichen Einkommen von etwa 4.570.— hi

wirtschaftlich vertretbar Das wird vom Kläger auch ebenso

enig bestritten wie das Bestehen eines Rückforderungsanspuuehs
der Peklngten. Der Geltendmachung des bestehenden Rückforde—
11ngsanspi nehs durch die Beklagte Stehen ; im Gegensatz zu der

.nsicht des Klägers — weder der Vergleich vom 25 Juli 496 7

noch das rechtskräftige Urteil des LSG vom 250 August 4970

entgegen. ' '
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Der Prozcßvorgleich vom 25° Juli 4967 hat zwar den damals

anhängigen Rechtsstreit nach 5 404 SGG in vollem Umfang

erledigt. Die Beklagte weist aber zutreffend darauf_hin,

daß Gegenstand des damaligen Rechtsstreits die Rechtmäßig—

keit der Rentenehtziehung und nicht ein Rückforderungs-

anspruch der Beklagten war‚ Zwar können die Beteiligten sich

in einem gerichtlichen Vergleich über Ansprüche einigen,

die nicht Gegenstand des Verfahrens sind; jedoch muß der
Vergleich eine entsprechende Bestimmung enthalten° Wenn der

Vergleich keine Vereinbarung darüber enthält, was aus der
aufgrund des erstinstanzlichen Urteils gezahlten Gesamt—

leistung wegen BU werden soll, so treten mangels einer

vergleichswei3en Regelung die gesetzlichen Folgen ein„
Da es sich um einen außerhalb des damaligen Rechtsstreits

'liegehdcn Anspruch der Beklagten handelt, der erst als

Folge des Vergleichs entstanden ist, hätte der Vergleich

sehon eine ausdrückliche Regelung enthalten müssen, wenn das

Entstehen oder die Geltendmachung dieses Anspruchs verhindert
und der Rückforderungsanspruch der Beklagten als erledigt

angesehen werden sollte,

Das LSG ist auch zutreffend davon ausgegangen, daß das
“rechtskräftige Berufungsurteil vom 25° August 4970 der
Geltendmachung des Rückforderungsanspruchs durch die Be—

_klagte nicht entgegenstcht° Zwar ist in den Gründen dieses

Urteils das Bestehen eines Rückforderungsanspruchs wegen

der wirtschaftlichen Verhältnisse des Klägers verneint

norden„ Rechtskräftig geworden ist jedoch lediglich die
Aufhebung des Bescheides vom 5° Juni 4968 und des ihn

bestäti”cndcn Widerspruchsbeschcids vom 48° Vovomber 49686

‚Die rechtskräftige Aufhebung dieser Bescheide hat lediglich

zur Folge, daß die Verwaltung einen glciohlautcnden Ver;

waltungsakt mit derselben Begründung nicht e■assen dar”o'
Die Verwaltung ist dagegen nicht gehindert, einen Ver—

waltungsakt mit einem anderen Verfügungssatz odcrzbcr einen
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Verwaltungsakt mit gleichem Verfügungssatz bei verändertem
Sachverhalt Zu erlassen, Der hier angefochtene Bescheid

vom 16; Oktober 1970 enthält nicht nur einen abweichenden

VerfügungSSatz, sondern er beruht auch auf einem veränderten
Sachverhalt; Die Beklagte hat vom Kläger,dessen wirtschaft—

liche Verhältnisse sich seit dem dem rechtskräftig gewordenen

Ecrufungsurteil zugrunde„liegénden Sachverhalt wesentlich

geändert hatten, mit dem hier angefochtenen Bescheid vom
“46. Oktober 4970 erstmalig die Rückzahlung des zuviel ge—
zahlten Betrages verlangt Sie hat damit einen Rückforderungs—

anspruch geltend gemacht, der erst nach Erlaß des rechtskräftig

gem:01denen Berufungsurteils entstanden ist Die Rechtskraft

des %rufungsurteils von 25° fugust 1970 kann die Beklagte daher

nicht hindern, einen erst danach entstandenen Rückforderungs-

ansniuch geltend zu machen°
rs mag dahingestellt bleiben, ob es — wie der 11 Senat des

Bunde550zialgerichts (BSG) entschieden hat (SozR Nr„ 8 zu
@■öoi RVO) —für die Frage, ob die Rückforderung wegen der
wirtschaftlichen Verhältnisse des Empfängers vertretbar ist,

auf die Verhältnisse ankommt, die zur Zeit der Entscheidung

des Versicherungsträgers über die Rückforderung bestehen°
Selbst wenn man sich dieSer Ansicht anschließt, so bedeutet

das doch nur, daß die wirtschaftlichen Verhältnisse zur Zeit

des Erlasses des Rückford0rungsbeseheides nur für das jeweils

abhängige Verfahren maßgebend und Änderungenbbis zur münd-
lichen Verhandlung nicht zu berücksichtigen sind, Haben sich

die wirtschaftlichen Verhältnisse des Empfängers dagegen erst

nach Erläß des„Rüekforderungsbeseheides dergestalt geändert,
daß die Rückforderung nunmehr wirtschaftlich vertretbar ist,

so
kann es dem Versicherungsträger keinesfalls verwehrt sein,

\on
der erst nach Erlaß des unrechtmäßigcn Rückforderungs—

bescheides entstandenen Möglichkeit Gebrauch zu machen, den
nuhmeh1 bestehenden Rückforderungsansprueh durch einen neuen

Verualtungsakt geltend zu machen°
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Der Senat hat die danach unbegründetc Revision des Klägers

zurückgewiesen; D■zKostencntscheidung beruht auf 5 195 SGG°
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